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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Schule und Kultur -

  
Tagesordnung I Punkt 2 der öffentlichen Sitzung am 30. April 2015

Vorlagen-Nr. 15-F-03-0008

Kulturentwicklungsplan: Einladung des IHK-Ausschussvorsitzenden  
-Antrag der Stadtverordnetenfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 19.01.2015-

Die Vollversammlung der Industrie und Handelskammer (IHK) Wiesbaden hat in ihrer Sitzung vom 
17. Dezember auf Antrag des Ausschusses für Kulturwirtschaft beschlossen, der Stadt Wiesbaden 
die Erstellung eines Kulturentwicklungsplans für den Zeitraum von fünf Jahren unter Beteiligung 
von Kulturinstitutionen und Kulturtreibenden zu empfehlen.

Der Ausschuss möge beschließen:

der Ausschuss für Schule und Kultur lädt zur nächst möglichen Sitzung den Vorsitzenden des 
Ausschusses für Kulturwirtschaft in der IHK ein, um sich über dessen Empfehlung zur Erstellung 
eines Kulturentwicklungsplans berichten zu lassen.   

Beschluss Nr. 0037

Der Bericht des Vorsitzenden des Ausschusses für Kulturwirtschaft der Industrie und 
Handelskammer (IHK) Wiesbaden, Gerhard Schulz, wird zur Kenntnis genommen.

Der Ausschuss begrüßt das Angebot der IHK, die 100 größten Wirtschaftsunternehmen der Region 
zur Bedeutung des kulturellen Angebots einer Stadt bei der Standortwahl dieser Unternehmen zu 
befragen.

Herrn Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .05.2015
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Schickel
Vorsitzender

Der Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .05.2015

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Nickel
Stadtverordnetenvorsteher
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Der Magistrat Wiesbaden,     .05.2015
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Dezernat V
mit der Bitte um Kenntnisnahme Gerich

Oberbürgermeister
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